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In Sachen
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Klägers und Revisionsklägers,

gege■

ooooooooooouooooßutocnocooo...loocooc.lClooonooooo,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts am
160 Dezember 1958

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landeseozialgerichts Schleswig

vom 7. Mai 1954 wird mit den ihm zugrunde liegen—

}
den FeststellUngen aufgehoben°

Die Suche wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das lendessozialgericht zurückver—

wiesenc “ '

Von Rechts wegeno
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9„r_ii_e„s„ s.. :

Der Kläger, der für die Folgen von Schädigungen während des

militärischen Dienstes im 1° und 2° Weltkrieg Leistungen nach

dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) bezieht, erlitt am 18. Septem—

ber 1948 bei Rodungserbeiten einen Arbeitsunfall°

Durch Bescheid von 27° Oktober 1949 gewährte ihm die Beklagte

für die Folgen dieses Unfalles eine vorläufige Rente aufgrund

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdEl) von 15 Vqu

Durch Bescheid vom 250 Oktober 1950 hat die Beklagte diese Ren—
te mit Wirkung von Ende November 1950 entzogen und die Gewährung

einer Dauerrente abgelehnto ‘

Zur Begründung hat sie ausgeführt: Der Kläger habe sich unbe—

rechtigterweise geweigert, eine Nachuntersuchung vornehmen zu

lassen° Hierdurch habe er eine ärztliche Feststellung darüber
unmöglich gemacht, in welchem Grade er noch durch Unfallfolgen

in seiner Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt sei° Aus diesem Ver-

halten werde der nach Lage der Sache zulässige 50hluß gezogen,

daß eine wesentliche, das heißt wenigstens 10 V.H. betragende
0 MdE„ infolge des Unfalles nicht mehr vorhanden sei°

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger Berufung beim Oberver—
sicherungsamt (OVAP) Schleswig eingelegt° Diese Berufung hat das

OVA° durch Urteil vom 24° Januar 1951 zurückgewiesen. Zur Be-

gründung hat es ausgeführt: Die Beklagte habe mit Recht die bei
dem pfliohtwidrigen Verhalten des Beklagten nach Lage der Sache

zulässigen Schlüsse gezogen°

Gegen das Urteil des OVA° hat der Kläger zunächst beim OVA° Re—

kurs eingelegt und später aufgrund einer Belehrung durch das

OVA° beantragt, die Sache an das Oberverwaltungsgericht (OVG°)

Lüneburg abzugeben° ‘ " k "
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Während das Verfahren vor dem OVG, rechtshängig war, hat'

der Kläger, der ursprünglich seinen Wohnsitz in Schleswig—

Holstein hatte, mitgeteilt, daß er umgesiedelt werden sei

und jetzt in Scheer, Kreis Saulgau/Württemberg, wohne°

Nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGS) hat

das OVG, Lüneburg die Akten an das Landessozialgericht

(L5G„) Schleswig abgegeben° Dieses hat durch Urteil vom

7, Mai 1954 die Berufung des Klägers gegen das Urteil des
OVA° Schleswig zurückgewiesenn

Gegen dieses Urteil, des dem Kläger am 12, Juli 1954 zuge—
stellt worden ist, hat der Kläger mit einem vch ihm selbst un-

terzeichneten Schriftsatz, der am 8° 5eptember 1954 beim Bun—

dessozialgericht (BSG„) eingegangen ist, Revision eingelegt

und mit weiteren, am 160 März, 22° April und 17„ Mai 1955
beim BSG° eingegangenen Schriftsätzen unter Einreichung ei—

nes Vermögenszeugnisees die Bewilligung des Armenrechts bean-
tragt°

Mit Beschluß vom 16° August 1958 hat der erkennende Senat

dem Kläger das Armenrecht bewilligt und ihm Rechtsanwalt

Lxxxxxxxx als Prozeßbevollmächtigten beigeordnet° Rechtsanwalt

Ixxxxxxxx, dem dieser Beschluß am 21‚ August 1958 zugegangen

ist, hat mit einem am 22„ September 1958 beim BeG„ eingegan—

genen Schriftsatz für den Kläger Revision eingelegt und diese

zugleich auch begründet° Gleichzeitig hat er
beantragt, dem '

Kläger für die Versäumung der Revisionsfrist und der Revisions—

begründungsfrist tiedereinsetzung in den vorigen Stand zu ge—
währenu

Der Kläger beantragt,

10) a) das angefochtene Urteil aufzuheben;
b) die Suche zur anderweiten Verhandlung und Ent-

scheidung zurückzuverwcisen,

und zwar an das für den Wohnsitz des Klägers

zuständige Landdssozialgericht,
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hilfsweise:

an das Landessozialgericht Schleswig;

2») eiléeifsie_e_a
das angefochtene Urteil abzuändern und den Rentenent—

ziehungsbescheid der Beklagten vom 25° Oktober 1950

— RA—Nr„—BOOBS— mit Wirkung vom 5. November 1952 auf—
zdheben und die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger die

in allen drei Rechtszügen aufgewandten außergerichtlichen

Kosten zu erstatten°

Üie Beklagte beantragt‚

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Säche zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
Vdie Vorinstanz zurückzuverweisen°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstanden erklärt (vgl° @ 124 Abs. 2 SGS)° Der

Senat hat von dieser Möglichkeit Gebrauch gemachte

II

Die Revision ist formgerecht eingelegt und begründet werden„

Die Rechtsmittelbelehrung im Urteil des LSG. ist unvollständig.

Es fehlt unter anderem der Hinweis auf die Notwendigkeit, ei—

nen bestimmten Antrag zu stellen (5 164 Abs. 2 Satz 1 SGG), auf

den Vertretungszwang vor dem BBG. (@ 166 SGG), auf die Möglich—

keit, die Statthaftigkeit der Revision aus @ 162 Abs° 1 Nr. 3

SGG herzuleiten, auf den Begründungszwang und die Frist hierfür

(@ 164 SGG)° Infolgedessen stand für die Einlegung der Revision

die Jahresfrist des 5 66 Absq 2 SGGzur Verfügung„

Innerhalb dieser Frist hat der Kläger keine Revision wirksam

durch einen Prozeßbevollmächtigten eingelegt. Er war jedoch hieran

durch sein Unvermögen, die Kosten für die Beauftragung eines
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Prozeßbevollmüchtigten zu bestreiten, gehindert und net inner—

halb der Jahresfrist sowohl ein Armenrechtsgssuch als auch

das Vermögenszeugnis eingereicht° Das Hindernis für die frist—

gerechte Einlegung der Revision durch einen zugelassenen

Prozeßbevollmächtigten ist erst durch den Beschluß des Senats

über die Bewilligung des Armenrechts vom 160 August 1958 be-

seitigt wordenp Innerhalb eines Monats nach Zustellung die—

ses Beschlusses (der 21° September 1958 war ein Sonntag) -
vgl° % 64 Abso 3 SGG — hat der Prozeßbevollmächtigte des

Klägers die Einlegung und Begründung der Revision nachge-

holt und zugleich Wiedereinsetzung in den vorigen Stand be—

antragto Dem Kläger war hiernach für die Versäumung der

Fristen für die Einlegung und Begründung der Revision Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren (vgl° @ 67

SGG)G

Das LSG. hat die Revision nicht zugelassen (@ 162 Abs° 1 Nr„

1 SGG)" Infolgedessen kann die Revision nur statthaft sein,

wenn die Voraussetzungen des S 162 Abs° 1 Nr° 2 oder Nr° 3

SGG gegeben sind°

Die Revision rügt: Das LSG„ Schleswig sei für die Entschei—

dung über das Rechtsmittel des Klägers gegen das Urteil des

OVA° Schleswig örtlich nicht zuständig gewesen° Auch bei

einem Übergang von Sachen auf die Gerichte der Sozialgerichts—

barkeit nach % 215 A\s„ 8 SGG bestimme sich die örtliche

Zuständigkeit nach 3 57 SGG; deshalb sei die Sache mit dem

Inkrafttreten des SGG auf das für den Jetzigen Wohnsitz des

Klägers zuständige LSG„ übergegangen„

Es kann dshingestellt bleiben, ob der Geltendmachung dieser

Rüge der Umstand entgegensteht, daß der Kläger in dem Ver—

fahren vor dem LSG° Schleswig dessen Zuständigkeit nicht be—

anstandet hat (vglo @@295, 558 ZPO), ob 9 549 Abs. 2 ZPO
auf das Revisionsverfahren nach dem BGG anzuwenden ist (vgl°

% 202 SGG) oder ob vielmehr die Anwendung der vorgenannten

Vorschrifünder ZPO deshalb ausgeschlossen ist, weil im Ver—

fahren der Sozialgerichtsbarkeit Vereinbarungen über die
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Zuständigkeit nach @ 59 SGG keine rechtliche Wirkung haben (vgl°

hierzu für die nicht vermögensrechtlichen Streitigkeiten der

290: sez„ 130s, 54)°

Die ■üge ist schon deshalb nicht geeignet, die Stattheftigkeit

der Revision zu begründen, weil das LSGo seine Zuständigkeit mit

Recht bejaht hat°

Der 1, Senat hat zwar im Beschluß vom 28. Oktober1955 (BSG. 2

8° 65) zu s 215 Abs„ 2 sec entschieden, daß die beim Inkrafttre—
-ten des SGG bei den Oberversicherungsämtern rechtshängigen Sachen

auf das Sozialgericht (SG,) übergegsngen sind, in dessen Bezirk

der Kläger in diesem Zeitpunkt gewohnt hat, Für den auch hier
vorliegenden Fall, daß eine Sache bei einem Verwaltungsgericht

des 20 Rechtszuges rechtshängig war (@ 215 Abs° 8 SGG), hat je—

doch der 3° Senat im Beschluß von 28° Januar 1957 (SozR° SGG
@ 215 Bl° Da 10 Nr, 56) entschieden, daß die Sache auf das LSG°

des Landes übergegangen ist, in dem das OVA. seinen Sitz hatte°

Er hat zur Begründung ausgeführt: Die örtliche Zuständigkeit,

über die das SGG keine ausdrückliche Jbergengsbestimmung enthalte,

ergebe sich in einem solchen fall "ls abgeleitete — funktionelle -
Zuständigkeit aus dem Instanzenzug° Da ein SG, in einem solchen

Fall nicht tätig gewesen sei, das SGG aber die Entscheidungen:der

Obervcrsichcrungsämter wie gerichtliche Entscheidungen behandele,

beurteile sich die Zuständigkeitsfrage danach, welches OVA„ im

1° Rechtszuge entschieden habe (anderer Ansicht: LSG. Celle, Ver-

weisungsbeschluß vom 31, Oktober 1957, Breith. 1958 S. 787)° Der

erkennende Senat hat sich dieser Auffassung des 3. Senats ange—
schlossen,

Dagegen rügt die Revision mit Recht, das LSG. habe dem Kläger

das rechtliche Gehör nicht in ausreichendem Umfang gewährt°

Zur Begründung dieser Rüge trägt die Revision vor: Auch bei ei—

ner Entscheidung nach Aktenlage dürften solche Beweisergebnisse

nicht berücksichtigt werden, zu denen sich die Beteiligten nicht

äußern konnten ($ 128 Abs° 2 EGG)„ Üer hläger habe behauptet, daß

der Unfall einen Riß seiner Lunge verursacht habe° hierüber sei

durch Einholung einer Auskunft des Cesundheitsamts Saulgau Beweis
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erhoben*worden° Diese Auskunft sei erst kurz vor dem Termin vom

7„ Mai 1954 eingegangen und den Beteiligten nicht mitgeteilt
worden° Trotzdem stütze sich das Urteil auf diese Auskunft°

Diese Edge ist begründet°

Die Auskunft des staatlichen Gosundheitsamts des Kreises Saul-

gau vom 29° April 1954 war vom LSG° bereits vor dem zur münd—

lichen Verhandlung bestimmten Termin vom 70 Mai 1954 beige—

zoaen werden (vgl° % 106 SGG)° ?ie sich aus den Akten des
LSGo ergibt, hat das LSG„ die Beteiligten weder von der Anfor—

derung dieser Auskunft noch von ihrem Eingangiunterrichtet.

Der Kläger hatte also keine Kenntnis davon, daß das LSG° in—
soweit seinen Anregungen stattgegeben und weitere Ermittlune

gen angestellt hatte° Der-Kläger hatte auch keine Abschrift

der eingegangenen Auskunft erhalten (% 107 SGG, vgl„ hierzu

BSGO 4 8° 60)° Er wußte nicht, daß in dem zur mündlichen Ver—

handlung bestimmten Termin auch eine ihm bisher unbekannte Aus;

kunft Gegenstand der Verhandlung sein könnte° Es kann dahinge—

stellt bleiben, ob diese Umstände auch denn einen wesentlichen

Mangel des Verfahrens des LSG° begründen würden, wenn die Aus—

kunft des Gesundheitsamte in einer mündlichen Verhandlung vor—

getragen worden, der Kläger aber in dieser Verhandlung nicht

anwesend gewesen wäre„ Ausweislich der Niederschrift über den

Termin vor dem LSG° am 70 Mai 1954 ist weder eine Darstellung

des Sachverhalte (@ 112 Abs„ 1 Satz 2 £CG) erfolgt, noch ist

die Auskunft auf andere Weise zum Gegenstand einer mündlichen

Verhandlung gemacht werden„ Das LSG° hat vielmehr nach Ak—

tenlage entschieden (@ 126 8GG)° Infolgedessen durfte es bei

seiner Entscheidung die dem Kläger unbekannte Auskunft nicht

verwerten° Das Verfahren des LSG. verstößt gegen 99 62, 128

Abs„ 2 seeoHierin liegt ein wesentlicher Mangeldes Ver—
fahrens°

Die Revision ist somit stetthefto

Die Entscheidung des LSG° beruht auch auf dem von der Revision

gerügten Verfahrensmangel, denn hinsichtlich des Vorbringens

des Klägers, der Unfall habe einen seiner Erwerbsfähigkeit we—
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sentlich beeinträchtigenden "Lungenriß" verursacht, ist das Ur«

teil allein auf diese Auskunft gestützt, und dem Kläger ist hier—
durch die Möglichkeit genommen werden, sich zu dieser Auskunft zu
äußern und insoweit etwaige weitere Beweismittel zu bezeichnen,

Die Revision ist somit auch begründet°

Eine Entscheidung des Senats in der Sache selbst (5 170 Abs° 2
SGG) ist nicht möglich, denn der Sachverhalt ist, wie die Revision

mit Recht gerügt hat, noch nicht ausreichend geklärt°

Wie das SG, und LSG° zutreffend ausgeführt haben, war die Beklag—
te berechtigt, aus den his dahin erstatteten Gutachten Schlüsse

auf die weitere Entwicklung der MdB, des Klägers zu ziehen, da

der Kläger eine Feststellung hierüber durch die Verweigerung der

Nachuntersuchung unmöglich gemacht hatte, Die von der Beklagten

gezogenen Schlüsse waren auch sachlich berechtigt, denn nach dem

letzten vorliegenden Gutachten, dem Gutachten der Psychiatrischen

und Nervenklinik Kiel von 23. hai 1949, hatte es sich nur um eine

leichte Gehirnerschütterung gehandelt, deren Folgen erfahrungsge—

mäß abklingen‚ Die Klinik hatte auch ausdrücklich eine Hachunter—

suchung nach einem Jahr empfohlen, also offensichtlich mit einer

weiteren Besserung der an sich schon nur mit einer mit 15 v.H.

eingeschätzten ■dE‚ gerechnet° In dem Verfahren über die Klage,

mit welcher der Kläger Weitergewährung der bisherigen Rente und

Feststellung einer Dauerrente anstrebte, war der Kläger jedoch

nicht von der höglichkeit ausgeschlossen, die Unrichtigkeit der

von der BG° an sich berechtigterweise gezogenen Schlüsse nachzu—

weisen (vgl° z„B, BVA° in AN, 1913 5° 464). Das LSG. mußte auf—

grund seiner Verpflichtung, den Sachverhalt von Amts wegen zu er-

forschen (@ 103 SGG), alle ersichtlichen Ermittlungsnöglichkeiten

ausnützen, um den wirklichen Sachverhalt festzustellen° Das LSG.

hat sich jedoch nicht mit allen Beweisanträgen auseinandergesetzt,

die der Kläger während des Verfahrens, insbesondere im Schriftsatz

vom 2602„1954‚ gestellt hat° Der Kläger hat dort ausdrücklich als

,Beweismittel dafür, daß seine "unbeschreiblich heftigen Kopf—

schmerzen und Brustschmerzen" Folgen des Unfalles seien, den be—
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handelnden Arzt Dr° Fxxxxxx in Mengen bezeichnet° Außer—

dem hat der Kläger ausdrücklich eine "unparteiisehe Ge—

neraluntersuchung" verlangt, das heißt, sich nunmehr un—

mißverständlich bereit erklärt, eine Untersuchung durch—

führen zu lassen° Dieses Angebot war auch in der Rechts—

mittelinstanz, wie bereits dargelegt, noch beachtlich, da

der Kläger damit die auf seine ursprüngliche Weigerung

gestützten Schlußfolgerungen der Beklagten entkräften

wollte° Auf das Gutachten von Prof„ Dr„ Bxxxxx konnte das

LSG° sich nur hinsichtlich der Frage stützen, ob beim Klä—

ger noch als Unfallfolgen anzusehende Kopfschmerzen beste—

hen, die seine Ernerbsfähigkeit meßbar beeinträchtigen. Da—

gegen fehlt es an ausreichenden Unterlagen darüber, in wel—

cher Weise sich die "Brustschmerzen" des Klägers entwickelt

haben und ob insoweit ein Zusammenhang mit dem Unfall anzu—

nehmen ist„

Der Senat wußte deshalb das angefochtene Urteil mit den

ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LEGO zurückverweiseno

Bei der erneuten Verhandlung wird das LSG° auch zu be—

rücksichtigen haben, daß der Kläger ausdrücklich einen

Anspruch auf Gewährung von krankenbehandlung (vgl° @@558

Abs. 1 Nfo 1» 558a9 558b RVG)geltend gemachthat, Hierfür ist
‚von Bedeutung, daß im Berufungsverfehren Klagänderungen

neChMaßgabeder 55 99, 153 see zulässig sind und daß
deshalb auch eine Erweiterung der Klage durch Einführung

eines neuen, auf demselben Klaggrund beruhenden Anspruches

grundsätzlich nicht ausgeschlossen ist„
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Die Kostenentscheidung bleibt der abscnließenden Entscheidung

vorbehalten°
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